
Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, Gothaer
Programm (Mai 1875)

Kurzbeschreibung

Der erste Arbeiterverein in Deutschland, der Allgemeine Deutsche Arbeiterverein oder ADAV, wurde 1863
von Ferdinand Lassalle (1825-1864) gegründet. Sein Gedanke vom Sieg über den Kapitalismus durch die
Schaffung von Produktivassoziationen traf auf heftigen Widerstand seitens einiger Sozialisten, die für die
Lehren Karl Marx’ (1818-1883) eintraten. Im August 1869 gründeten Wilhelm Liebknecht (1826-1900) und
August Bebel (1840-1913) die Sozialdemokratische Arbeiterpartei (SDAP), gelegentlich als Eisenacher
Flügel der deutschen Sozialdemokratie bezeichnet. Zusammen mit ihren Anhängern bekräftigten sie
Marx’ Lehren und sein Engagement für Klassenkampf und Revolution. Der ADAV und die SDAP
unterschieden sich deutlich in ihren Ansichten über sozialistische Theorie, die Erste Internationale, die
Rolle des Staates, die Gewerkschaften und das allgemeine Wahlrecht – und über Bismarck. Trotz dieser
Differenzen wussten die Mitglieder beider Parteien, dass Einigkeit Stärke bedeutete. Auf dem
sozialistischen Parteikongress in der mitteldeutschen Stadt Gotha vom 22. bis 27. Mai 1875 debattierten
der Lassallesche und marxistische Flügel über ein neues Programm und gründeten die Sozialistische
Arbeiterpartei Deutschlands (SAPD), die 1890 in Sozialdemokratische Partei Deutschlands (SPD)
umbenannt wurde. Das Programm enthielt einige von Lassalles umstrittenen Ideen, während die
sozialistische Festlegung auf Revolution im Text nicht auftauchte.

Quelle

I. Die Arbeit ist die Quelle alles Reichtums und aller Kultur, und da allgemein nutzbringende Arbeit nur
durch die Gesellschaft möglich ist, so gehört der Gesellschaft, das heißt allen ihren Gliedern, das gesamte
Arbeitsprodukt, bei allgemeiner Arbeitspflicht, nach gleichem Recht, jedem nach seinen
vernunftgemäßen Bedürfnissen.

In der heutigen Gesellschaft sind die Arbeitsmittel Monopol der Kapitalistenklasse, die hierdurch
bedingte Abhängigkeit der Arbeiterklasse ist die Ursache des Elends und der Knechtschaft in allen
Formen.

Die Befreiung der Arbeit erfordert die Verwandlung der Arbeitsmittel in Gemeingut der Gesellschaft und
die genossenschaftliche Regelung der Gesamtarbeit mit gemeinnütziger Verwendung und gerechter
Verteilung des Arbeitsertrages.

Die Befreiung der Arbeit muß das Werk der Arbeiterklasse sein, der gegenüber alle anderen Klassen nur
eine reaktionäre Masse sind.

II. Von diesen Grundsätzen ausgehend, erstrebt die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands mit allen
gesetzlichen Mitteln den freien Staat und die sozialistische Gesellschaft, die Zerbrechung des ehernen
Lohngesetzes durch Abschaffung des Systems der Lohnarbeit, die Aufhebung der Ausbeutung in jeder
Gestalt, die Beseitigung aller sozialen und politischen Ungleichheit.

Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands, obgleich zunächst im nationalen Rahmen wirkend, ist
sich des internationalen Charakters der Arbeiterbewegung bewußt und entschlossen, alle Pflichten,
welche derselbe den Arbeitern auferlegt, zu erfüllen, um die Verbrüderung der Menschen zur Wahrheit zu
machen.



 

Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands fordert, um die Lösung der sozialen Frage anzubahnen,
die Errichtung von sozialistischen Produktivgenossenschaften mit Staatshilfe unter der demokratischen
Kontrolle des arbeitenden Volkes. Die Produktivgenossenschaften sind für Industrie und Ackerbau in
solchem Umfange ins Leben zu rufen, daß aus ihnen die sozialistische Organisation der Gesamtarbeit
entsteht.

Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands fordert als Grundlage des Staates:

1. Allgemeines, gleiches, direktes Wahl- und Stimmrecht mit geheimer und obligatorischer Stimmabgabe
aller Staatsangehörigen vom zwanzigsten Lebensjahre an für alle Wahlen und Abstimmungen in Staat
und Gemeinde. Der Wahl- oder Abstimmungstag muß ein Sonntag oder Feiertag sein.

2. Direkte Gesetzgebung durch das Volk. Entscheidung über Krieg und Frieden durch das Volk.

3. Allgemeine Wehrhaftigkeit. Volkswehr an Stelle der stehenden Heere.

4. Abschaffung aller Ausnahmegesetze, namentlich der Preß-, Vereins- und Versammlungsgesetze;
überhaupt aller Gesetze, welche die freie Meinungsäußerung, das freie Denken und Forschen
beschränken.

5. Rechtsprechung durch das Volk. Unentgeltliche Rechtspflege.

6. Allgemeine und gleiche Volkserziehung durch den Staat. Allgemeine Schulpflicht. Unentgeltlicher
Unterricht in allen Bildungsanstalten. Erklärung der Religion zur Privatsache.

Die Sozialistische Arbeiterpartei Deutschlands fordert innerhalb der heutigen
Gesellschaft:

1. Möglichste Ausdehnung der politischen Rechte und Freiheiten im Sinne der obigen Forderungen.

2. Eine einzige progressive Einkommensteuer für Staat und Gemeinde, anstatt aller bestehenden,
insbesondere der das Volk belastenden indirekten Steuern.

3. Unbeschränktes Koalitionsrecht.

4. Einen den Gesellschaftsbedürfnissen entsprechenden Normalarbeitstag. Verbot der Sonntagsarbeit.

5. Verbot der Kinderarbeit und aller die Gesundheit und Sittlichkeit schädigenden Frauenarbeit.

6. Schutzgesetze für Leben und Gesundheit der Arbeiter. Sanitätliche Kontrolle der Arbeiterwohnungen,
Überwachung der Bergwerke, der Fabrik-, Werkstatt- und Hausindustrie durch von den Arbeitern
gewählte Beamte. Ein wirksames Haftpflichtgesetz.

7. Regelung der Gefängnisarbeit.

8. Volle Selbstverwaltung für alle Arbeits- und Unterstützungskassen.

Quelle: Protokoll des Vereinigungs-Kongresses der Sozialdemokraten Deutschlands, abgehalten zu
Gotha vom 22. bis 27. Mai 1875. Leipzig, 1875, S. 78–79. abgedruckt in Hans Fenske, Hrsg., Im
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